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S� Von Benjamin Lünenbürger 
chwere Umweltunfälle werfen regelmäßig 
die Frage nach der Haftung für die entstan-

denen Umweltschäden auf. Die EU sieht seit län-
gerem auf dem Gebiet der Umwelthaftung Hand-
lungsbedarf. Im Frühjahr 2000 hat die 
EU-Kommission ein Weißbuch zur Umwelthaf-
tung vorgelegt, auf das im Januar 2002 ein erster 
Richtlinienvorschlag folgte, der seitdem in den 
Gremien der EU zur Diskussion steht (1).
Die von der Kommission vorgeschlagene Richt-
linie zur Umwelthaftung will bestehende Haf-
tungslücken für bestimmte Umweltschäden in-
nerhalb der EU schließen. Umweltschäden im 
Sinne des Richtlinienvorschlages sind nachtei-
lige Veränderungen der biologischen Vielfalt in 
ausgewiesenen Schutzgebieten, von Gewässern 
sowie von Böden. Die Richtlinie und die in ihr 
vorgesehene Gefährdungshaftung kommt nicht 
zur Anwendung, wenn die Bestimmungen von 
Betriebsgenehmigungen eingehalten sind oder 
der Schaden nach wissenschaftlichen und tech-
nischen Erkenntnissen nicht bekannt war. Ein 
Haftungsanspruch bei Personen- und Sachschä-
den und für Altlasten kann über die Richtlinie 
nicht begründet werden.
In einem gesonderten Anhang zur Richtlinie wer-
den die im Haftungsfall erforderlichen Sanie-
rungs- und Ausgleichsmaßnahmen geregelt. Kann 
der Verursacher von Umweltschäden nicht identi-
fiziert oder haftbar gemacht werden, oder verfügt 
er nicht über ausreichende finanzielle Mittel, so 
sind die zuständigen Behörden verpflichtet, erfor-
derliche Sanierungsmaßnahmen selbst durchzu-
führen und dafür aufzukommen. Qualifizierte 
Einrichtungen wie zum Beispiel Umweltverbände 
haben das Recht, Behörden zum Tätigwerden auf-
zufordern. Ausdrücklich wird in der Richtlinie 
den Mitgliedsstaaten die Möglichkeit gelassen, auf 
einzelstaatlicher Ebene strengere Vorschriften zu 
erlassen. 

 Theoretische Vorteile
Der Richtlinienentwurf strebt eine Stärkung 

des Umwelthaftungsrechts an. Die umweltökono-
mische Literatur unterscheidet zwei Haftungsre-
geln, die im Idealfall gleichermaßen über die 
Schaffung eines optimalen Vorsorgeniveaus zur 
Vermeidung von Schäden führen. Bei der Gefähr-
dungshaftung haftet der Schädiger grundsätzlich 
und bezieht in der Theorie deshalb nicht nur et-
waige Vorsorgeanstrengungen in sein wirtschaft-
liches Kalkül mit ein, sondern auch die Umwelt-
schäden, für die er haften muss. Bei der 
Verschuldenshaftung haftet der Schädiger nur, 
wenn Verschuldensstandards verletzt sind. Sind 
die Standards richtig gesetzt, so kann ein optima-
les Vorsorgeniveau erreicht werden. Sind die An-
nahmen des Grundmodells nicht erfüllt, so führen 
beide Haftungsregeln zu unterschiedlichen Ergeb-
nissen. Die Gefährdungshaftung ist bei Scha-
densdiskontierung nicht robust, die Verschul-
denshaftung schneidet in diesem Punkt zwar 
besser ab, hängt aber entscheidend von optimal 
gesetzten Verschuldensstandards ab. Außerdem 
ist die Verschuldenshaftung nicht vereinbar mit 
dem Verursacherprinzip, denn Schädiger werden 
zwar angehalten ein volkswirtschaftlich optimales 
Vorsorgeniveau zu betreiben, müssen aber bei 
Einhaltung der Standards für etwaige Umweltschä-
den nicht aufkommen. Verbleibende Schäden 
werden von den Geschädigten getragen. Die in 
der Richtlinie angestrebte Schließung von Haf-
tungslücken ist aus umweltökonomischer Sicht zu 
begrüßen, denn nur bei eventueller Haftung für 
Umweltschäden besteht ein Vorsorgeanreiz. 

 Defizite nur teilweise behoben
Ein großes Defizit im bisherigen Haftungsrecht 
sieht die Literatur in der mangelnden Haftung für 
Umweltschäden, die nicht individualisierbare 
Rechtsgüter betreffen. Der Richtlinienentwurf be-
gründet eine Haftung für einige dieser reinen Um-
weltschäden und stellt sich der Aufgabe, Grund-

sätze für eine Kompensation von Umweltschäden 
zu formulieren. Dabei gilt das Prinzip der Natural-
restitution; alternativ kommen aber auch Aus-
gleichsmaßnahmen in Frage. Außerdem müssen 
zwischenzeitliche Verluste kompensiert werden. 
In diesem Zusammenhang können ökonomische 
Bewertungsmethoden zur Anwendung kommen. 
Die Grundsätze der Sanierung lehnen sich an die 
Regelungen des US-amerikanischen Oil Pollution 
Act an. 
Durch die zahlreichen Haftungsausschlüsse, bei-
spielsweise soll bei Tankerunfällen und nuklearen 
Risiken die Richtlinie explizit keine Anwendung 
finden, oder durch Nichtberücksichtigung bei der 
L is te  der  gefährl ichen Tät igkei ten im  
Anhang, etwa bei einigen Tätigkeiten mit gentech-
nisch veränderten Organismen, bleiben viele be-
stehende Haftungslücken offen. Ein volkswirt-
schaftlich effizientes Vorsorgeniveau ist deshalb 
zukünftig in diesen Fällen nicht zu erwarten. Zwar 
gilt im Richtlinienentwurf zunächst die Gefähr-
dungshaftung, doch wird in vielen Fällen die Haf-
tung letztlich doch vom Verschulden abhängig 
gemacht. Eine verursachungsgemäße Anlastung 
von Umweltschäden findet in diesen Fällen des-
halb nicht statt. 
Die nächsten Monate werden zeigen, ob bei den 
Beratungen im Europäischen Parlament und im 
Europa-Rat der Richtlinienentwurf weiter abge-
schwächt wird oder ob das Verursacherprinzip im 
EU-Umweltrecht gestärkt werden kann. Es bleibt 
abzuwarten ob das ewige Thema Umwelthaftung 
– ein erstes Grünbuch wurde bereits 1993 von 
der Kommission vorgelegt – auf EU-Ebene bald 
abgeschlossen ist.
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EU-Richtlinie zur Umwelthaftung vor der Verabschiedung

Europa mit beschränkter Haftung
Die Verabschiedung der EU-Richtlinie zur Umwelthaftung stockt. Wichtige  
Institutionen wie etwa das Europäische Parlament sind in sich gespalten, der 
Druck von Umweltverbänden und Industrie auf die Entscheidungsträger ist groß. 
Ein genauer Blick auf den Richtlinienentwurf erklärt, warum der jetzt ein Jahr 
dauernde Prozess noch nicht beendet ist.
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